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(2) Die Mittel des Handelsrisikos können verwen­
det werden für
a) Preisherabsetzungen im Interesse der Erreichung 

eines schnellen Warenumschlages bei Verderbge­
fahr oder absehbarer Qualitätsminderung der 
Ware entsprechend den jeweiligen Bedingungen 
des Verkaufs

b) Kosten für Umarbeitung sowie Verluste, die durch 
das verkaufsfertige Herrichten der Ware entste­
hen

c) Preisherabsetzungen nach eingetretener Qualitäts­
minderung zur Sicherung der Übereinstimmung 
von Preis und Qualität bzw. für den Ausgleich 
von Preisdifferenzen bei Rücklieferungen

d) natürlichen Schwund unter Zugrundelegung be­
triebsindividuell festzulegender Schwundsätze im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen

e) Warenverluste durch Verderb und Bruch, soweit 
nachweisbar alle Möglichkeiten zur Verhinderung 
ausgenutzt wurden

f) Mengen- und Zielprämien in Ausnahmefällen.
(3) Maßnahmen des Ministeriums für Handel und 

Versorgung sowie der zentralen handelsleitenden Or­
gane werden nicht aus den Mitteln des Handelsrisikos 
finanziert.

(4) Mengen- und Zielprämien sind insbesondere für 
den Absatz von Frischfisch und Fischwaren und 
grundsätzlich nur für solche Waren zu gewähren, 
die bei Gefahr von Verderb bzw. erheblicher Quali­
tätsminderung schnell verkauft werden müssen. Die 
Prämien sind an das umsatzleistende Personal in un­
mittelbarer Bindung an die mengenmäßige Realisie­
rung der für die einzelnen Warenarten vom Leiter 
der Handelsbetriebe zu erteilenden Aufgabenstellung 
zu zahlen. Die Prämien aus geplanten Mitteln des 
Handelsrisikos dürfen nicht losgelöst von anderen in 
den Verkaufsstellen bzw. Verantwortungsbereichen 
angewandten ökonomischen Hebeln der persönlichen 
materiellen Interessiertheit wirken. Die Leiter der 
Verkaufsstellen bzw. Verantwortungsbereiche sind für 
die Differenzierung der Prämien entsprechend der 
Arbeitsleistung verantwortlich.

§ 6
Steuerliche Behandlung der Prämien

Aus dem Handelsrisiko gezahlte Prämien unter­
liegen einem Lohnsteuerabzug von 5 %; sie sind 
sozialversicherungsbeitragsfrei und gehören nicht zum 
Durchschnittsverdienst.

§7
Nachweis über die Verwendung 

des Handelsrisikos

(1) In den Handelsbetrieben sind Übersichten über 
die Verwendung der Mittel des Handelsrisikos auf­
laufend seit Jahresbeginn in der Gliederung gemäß 
§ 5 Abs. 2 und darüber hinaus in den Großhandels­
gesellschaften auch nach der Warenstruktur zu führen.

(2) Jede Inanspruchnahme des Handelsrisikos ist zu 
protokollieren. Bei Preisherabsetzungen müssen die 
Protokolle mindestens folgende Angaben enthalten:
— Datum
— Rechnungsnummer

— Menge der Ware
— Bezeichnung der Ware
— alter und neuer Preis
— Ursache für die Preisherabsetzung.

(3) In den Rechenschaftslegungen haben die Leiter 
der Handelsbetriebe über den Einsatz der Mittel des 
Handelsrisikos und die damit erzielten Ergebnisse zu 
berichten.

§ 8
Betriebe mit staatlicher Beteiligung

(1) Groß- und Einzelhandelsbetriebe mit staatlicher 
Beteiligung können Mittel des Handelsrisikos nach 
den Bestimmungen dieser Anordnung planen und 
verwenden.

(2) Die Inanspruchnahme des Handelsrisikos ist bis 
zur geplanten Höhe zulässig. Die Mittel können zum 
Zeitpunkt ihrer Verwendung als Betriebsausgabe 
steuerlich geltend gemacht werden.

(3) Für die Einhaltung der Bestimmungen über die 
Planung, Verwendung und Abrechnung des Handels­
risikos sind die Leiter der Betriebe verantwortlich.

(4) Der Nachweis über die Verwendung der Mittel 
des Handelsrisikos ist' gemäß § 7 zu führen.

§9
Schlußbestimmungen

(1) Diese Anordnung tritt am 1. August 1967 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:
— Anordnung vom 5. November 1966 über die Pla­

nung und Verwendung des Handelsrisikos — Fisch 
und Fischwaren — (GBl. II S. 832)

— Anordnung vom 5. August 1955 über die Behand­
lung wertgeminderter Waren im staatlichen und 
konsumgenossenschaftlichen Handel (GBl. I S. 563)

— Anordnung Nr. 2 vom 18. Februar 1957 über die 
Behandlung wertgeminderter- Waren im staatlichen 
und konsumgenossenschaftlichen Handel (GBl. I
S. 168)

— Anordnung Nr. 3 vom 3. Juni 1957 über die Be­
handlung wertgeminderter Waren im staatlichen 
und konsumgenossenschaftlichen Handel (GBl. I 
S. 363; Ber. S. 375)

— Anordnung Nr. 4 vom 16. April 1959 über die Be­
handlung wertgeminderter Waren im staatlichen 
und konsumgenossenschaftlichen Handel (GBl. I 
S. 510)

— Anweisung Nr. 21/62 vom 19. April 1962 über die 
buchmäßige Behandlung von Schwund (Verfügun­
gen und Mitteilungen des Ministeriums für Handel 
und Versorgung, Heft 16).

(3) Die Erfassung und Berichterstattung der Pla­
nung und Verwendung des Handelsrisikos wird durch 
gesonderte Bestimmungen der Staatlichen Zentralver­
waltung für Statistik sowie des Verbandes Deutscher 
Konsumgenossenschaften geregelt.

Berlin, den 31. Juli 1967

Der Minister 
für Handel und Versorgung
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